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Berlin, 21. Juni. 


Amtliches. 
Der König hat geruht: den Regierungs⸗Vize⸗ 


denten Freiherrn v. Maſſenbach zu Schleswig zum Präſiden⸗ 
der Regierung in Marienwerder zu ernennen. 


Staat noch Kirche ihre Prinzipien opfern, ſondern daß durch Nach gie⸗ 
bigkeit von beiden Seiten ein erträglicher Zuſtand geſchaffen werden 
kann. Dazu gehört die vollfommenſte Unbefangenheit des Denkens 
und die Regierung wie die Parteien ſollten ſich von allen beſondern 
politiſchen Tendenzen frei halten, die ſonſt und mit Recht in andern 
Angelegenheiten ihre Haltung beſtimmen. (Sehr richtig! im Zentrum.) 

Der Artikel 4 ſoll die Möglichkeit gewähren, daß Biſchöfe, die 
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80. Sitzung des Abgeordnetenhauſes. 


Berlin, 21. Juni. 11 Uhr. Am Miniſtertiſche v. Puttkamer, 
berg, Hübler, Lucanus u. A. 1 
räſident v. Köller überbringt dem Haufe den Dank der kronprinz⸗ 
Hi die Glückwünſche, die das Präſidium geſtern zur 
mobung des Prinzen Wilhelm dargebracht hat, worauf die zweite 
hung des Geſetzentwurßs, betreffend die Abänderungen der 
enpolitiſchen Geſetze fortgeſetzt wird. 
Art. 4 der Regierungsvorlage la 
und der SS 24 ff. im Geſetz vom 
gell aus ſeinem Amte entlaſſen worden. iſt, kann von dem 
nige die ſtaatliche Anerkennung als Biſchof ſeiner frü⸗ 
ken Diözeſe wieder ertheilt werden.“ 
e Freikonſervativen f 
des Art. 4: 1. die Worte „von dem Könige“ zu erſetzen durch 
dem Staatsminiſterium mit königlicher Genehmigung“, 2. am 
„Sobald derſelbe die Verpflichtung zur 
i emäßheit des Geſetzes anerkannt oder durch Hand⸗ 
Den ie Abficht an den Tag gelegt hat, der Anzeigepflicht zu ge⸗ 


Ferner der Abgeordnete Brüel, dem Artikel folgende Faſſung 
geben: „In denjenigen Fällen, 88 24 
Mai 1873 und des § 12 des Geſetzes 
5 auf Entlaſſung aus dem Amte bereits erkannt iſt, 
ſofern dieſelbe nicht inmittelit ordnungsmäßig wieder 
ft, abgeſehen von den vermögensrechtlichen Folgen, nicht mehr 
erledigt durch das Erkenntniß.“ 
Zum Wort melden ſich 6Redner gegen; 5 
M bg. v. Bennigſen (gegen Art. 9: Ich habe bei der Be⸗ 
hung dieſes Artikels 4 für mich und meine Freunde bereits die Er⸗ 
kung abgegeben, daß wir für Artikel 4 nicht ſtimmen können, auch 
dt in der veränderten Faſſung, welche die Konſervativen vorſchlagen, 
daß wir einem Geſetze, welches dieſen Artikel enthielte, überhaupt 
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ihres Amtes durch richterliches Erkenntniß entſetzt find, weil die Fort⸗ 
führung des Amtes mit der öffentlichen Ordnung nicht vereinbar er⸗ 
ſchien, wieder ins Land zurückkehren ſollen, nicht etwa nur unter 
Begnadigung und Erlaß der erkannten Gefängniß und Geldſtrafen, 
ſondern daß fie ins Amt wieder eirgeſetzt werden können. Dieſe letzte 
Möglichkeit halten wir ſo ſehr für ausgeſchloſſen, daß ich behaupte, 
wenn jemals bei Erlaß der Maigeſetze dieſe Möglichkeit gedacht worden 
wäre, ſo wäre es beffer geweſen, die Maigeſetze nie zu machen. (Sehr 
wahr! im Zentrum.) Es wäre beſſer geweſen, den Kampf nie zu be⸗ 
ginnen, als durch ihn zu einem beſſeren Moment zu gelangen, wo man 
unter jolchen Umſtänden entſetzte Kirchenfürſten für geeignet hält, nach 
Wiederherſtellung des Friedens zur Durchführung deſſelben in ihrem 
Amte zu dienen. Ungeeignetere Perſonen als dieſe Biſchöfe, um nach 
Schaffung eines modus vivendi friedliche Zuſtände dauernd aufrecht 
zu erhalten, können gar nicht gedacht werden. (Rufe im Zentrum: 
Das iſt ein Irrthum!) In den letzten Jahren find ſo bedeutende 
Thatſachen an uns vorüber gegangen, daß man ſich heute Mühe geben 
muß, ſich der Umſtände zu erinnern, welche den kirchlichen Gerichtshof 
genöthigt haben, die n der Biſchöfe auszuſprechen. Vor mir 
liegt vas Urtheil gegen den erzbiſchof Melchers von Köln, es fällt 
darin nicht nur die ungemein große Zahl von Fällen, in denen dieſer 
den Geſetzen des Landes zuwiderhandelte, auf. Denn dieſe große Zahl 
der Fälle könnte man mit Rückſicht auf den Gewiſſenskonflikt, in dem 
er ſich zwiſchen ſeiner inneren kirchlichen Ueberzeugung und den Staats⸗ 
geſetzen befand, vom menſchlichen Standpunkt entſchuldigen. Erwägt 
man aber die beſondere Art der Fälle, ſo ſieht man bald, daß es ſich 
ar nicht um den Gewiſſenskonflikt in den einzelnen Fällen gehandelt 
at. Ich werde einige Stellen aus dem Urtheil verleſen, um nachzu⸗ 
weiſen, daß feine Thätigkeit ganz qualiftzirt, bewußt agitatoriſch 
geweſen ift, und dazu hätte einen Kurchenfürſten auch die größte Ge⸗ 
wiſſensangſt nicht verleiten dürfen. Es beißt im Urtheil wörtlich: 
„Es muß nach dem umfaſſenden Material, das die Unterſuchung 
ergeben hat, als vollſtändig erwieſen erachtet werden, daß der Ange 
ſchuldigte von vornherein entſchloſſen war, ſeinen Widerſtand gegen 
die Maigeſetze möglichſt demonſtrativ und eklatant geltend zu machen, 
den Klerus und das Volk in feiner Diözeſe in möglichſt offen 
kundiger Weiſe in die oppoſitionelle Stellung mit hinein zu ziehen, 
und zu dieſem Zwecke den Inhalt der Maigeſetze in durchaus 
unwahrer, aber für Diejenigen, die ſelbſt die Sache nicht 
beurtheilen können, höchſt aufregender Weiſe als das innerſte Weſen 
ber — — — gefährdend 8 8 wahr im Zentrum.) 7 
Ful er letzterc Punkt muß a in * ne n 5 
cher das Verhalten des Angeihuldigten, Abeionders as eübrer "Ver 
Biſchöſe Preußens. für die ſtaatliche Ordnung und ſelbſt für den 
öffentlichen Frieden beſonders gefährlich erſcheinen läßt.“ An einer 
anderen Stelle heißt es im Urtheil: „In der hartnäckigen Verfolgun 
ſeines agitatoriſchen Beſtrebens ließ ſich der Angeſchuldigte auch dur 
keine Regung patriotiſchen Sinnes abhalten, ſelbſt von Ausländern 
Adreſſen anzunehmen. (Lachen im Zentrum) — Ich weiß nicht meine 
Herren, ob Sie auch lachen werden, wenn Sie das Folgende hören — 
„und dankend zu beantworten, welche ihm zum Widerſtande gegen die 
Geſetze feines Vaterlandes Gluck wünſchten. (Hört! hört! links. Sehr 
ut! im Zentrum.) So die Adreſſe des engliſchen und belgiſchen Epis⸗ 
opats und ſogar die Adreſſe eines anonymen belgiſchen ſogenannten 
comité central des oeuyres pontiflcales.“ Meine Herren! Dann ift 
hier auch ganz beſonders in dieſem Urtheil mit Energie hervorgehoben 
ein Verhältniß, welches in einem gewiſſen Zuſammenhang ſteht mit 
dem Antrage, welchen die Freikonſervativen eingebracht haben unter 
Nr. 330 der Drucksachen, der Antrag Stengel und Genoſſen, wonach 
die Rückkehr eines Biſchofs zuläſſig ſein ſoll: „sobald derſelbe die Ver⸗ 
pflichtung zur Anzeige in Gemäßgheit des Geſetzes anerkennt oder durch 
Handlungen die Abſicht an den Tag gelegt hat, der Anzeigepflicht zu 
enügen. Ich will ja gleich beiläufig bemerken, daß uns eine ſolche 
Erklärung und noch weniger die konkludenten Handlungen, ganz abge⸗ 
ſehen von der Perſönlichkeit, nicht ſo weſentlich zu ſein ſcheinen, daß 
wir deshalb die Rückkehr eines 5 Biſchofs für ungefährlich er⸗ 
klären, namentlich die konkludente Handlung, die etwa darin, beſtehen 
könnte, daß der betreffende Biſchof vom Auslande einen löblich und 
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habt hat und ſie auch künftig bethätigen würde. Derartige konklu⸗ 
dente Handlungen — denn andere laſſen ſich gar nicht denken, weil er 
gar nicht mehr im Amte iſt und Amtshandlungen, vornehmen kann — 
können eine weſentliche Bedeutung ſchwerlich haben, und das Beden⸗ 


tament, auf welches ſie in einem 
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itglieder werden nach | fen, wenn man es überhaupt für ſtark hält, nicht erheblich 

e den ſcbedenklichen Ins abſchwächen. Nun erlaube ich mir aber doch noch auf das 
mancher Beſtimmungen dieſes Ge⸗ beſondere Verhältniß zu kommen, welches in dieſem Urtheil 
ebracht haben, um wenigſtens eine näher erwähnt iſt angeſichts desjenigen Eides, welchen der 


preußiſche Biſchof, alſo auch der Erzbiſcho Melchers. bei Ueber⸗ 
nahme ſeines Amtes Hag, hat. Der Eid iſt, wie Sie wiſſen, 
für die VBiſchöfe durch königliche Verordnung Ende 1873 in einzelnen 
Punkten geändert. Auf das Verhältniß werden wir ja noch kommen 
bei der Frage, ob angeſichts der Bisthumverweſung eine Aenderung 
vorgenommen werden ſoll, um über die Schwierigkeiten hinwegzu⸗ 
kommen, die in der Verwaltung der erledigten Diözejen liegen, die, 
vorausgeſetzt, daß überhaupt ein Einverſtändniß der Regierung mit den 
konſervativen Parteien erreicht wird, keine Schwierigkeiten machen 
würde. Wir glauben, daß es ſich um eine Formalität handelt, die 
unter Umſtänden dazu führen könnte, durchaus geeignete Perſonen von 
der Uebernahme fern zu halten; in dieſer Hinſicht würden wir bereit 
ſein, dazu beizutragen, ein Einverſtändniß herbeizuführen, damit werden 
wir uns beim Art. 5 noch zu beſchäftigen haben. Der Eid, wie ihn 
die Biſchöfe geleiſtet haben, hat auch ſchon Besiehungen zu den Staats⸗ 
geſetzen des Landes und zwar in der Art, daß der Biſchof durch ſeine 
eidliche Verpflichtung ſich angelegen ſein laſſen mußte, den geſetzlichen 
Sinn und Gehorſam gegen die Geſetze bei der Bevölkerung feiner 
Dibzeſe zu befördern. Wörtlich heißt es im Eide, den 1866 Herr 
Melchers geſchworen hat: „daß ich dahin ſtreben will, daß in den Ge⸗ 
i iſchöfli Leitung anvertrauten Geiſtlichen 
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uſtandekommen eines ſolchen Geſetzes 
(Lachen im Zentrum.) Wir wiſſen 


Fraktionsintereſſe ganz 


bei den unerhörten Schwierigkeiten, 
in allen europäiſchen Ländern 
— würde es gradezu 


Wir ſollen 


iglich im Intereſſe und 


ſuchen und zwar ſo, daß weder 
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(Hört, hört! links) und all jene Tugenden, die in dem Chriſten den 
en bezeichnen mit Sorgfalt gepflegt werden.“ Das 
rtheil iſt nin anderer Meinung geweſen (Lachen im Zentrrm), 
es geht davon aus: nachdem der Erzbiſchof den Eid geleistet 
und ſpäter Geſetze erlafien find, die mit ſeiner gewiſſen⸗ 
haften Ueberzeugung nicht in Einklang zu bringen jind, die er 
nicht befolgen kann weder poſitiv, noch durch Unterlaſſung, hätte er, 
nach der Meinung des Gerichts ſich die Frage vorlegen müſſen, 
ob er nach einem ſolchen Eid, wie er ihn geleiſtet. nicht verpflichtet 
war, das Amt niederzulegen. (Unruhe und Widerspruch im Zentrum.) 
Es heißt in dieſer Hinſicht am Schluß des Urtheus: „Es muß daher 
als ganz unzweifelhaft erachtet werden, daß die Ausübung ſeines Amts 
als Erzbiſchof nur unter ſchwerem Bruch ſeines Eides von dem Ange⸗ 
ſchuldigten hat vollzogen werden können (Unruhe im Zentrum), und 
in derſelben Weiſe wie bisher nur unter fortwährender Wiederholung 
ſolchen Eidbruchs fortgeſetzt werden könnte. (Rufe im Zentrum: 
Koloſſal!) Die Heiligkeit des Eides aber iſt ein weſentlicher Beſtand⸗ 
theil unſerer Rechts⸗ und Staatsordnung (Sehr richtig! links) und 
mit dieſer Ordnung iſt es nicht vereinbar, daß auf einer Stelle, wie 
die eines Biſchofs und Erzbiſchofs iſt, eine Amtsausübung fortgeführt 
werde, die nach den Grundſätzen, zu welchen ſich der 2 in 
oſtenſibler Weiſe bekannt hat, nur unter fortwährender Wiederholung 
dieſes Eidbruchs möglich iſt.“ (Große Unruhe im Zentrum. Rufe: 
Koloſſal!) Das find die Gründe, meine Herren, aus denen damals 
der königliche Gerichtshof für kirchliche Angelegenheiten erkannt hat. 
Nun frage ich Sie: Welchen Eindruck ſollte es wohl machen in der 
Rbeinprovin; (Ruf im Zentrum: ausgezeichnet), daß es bei Ihnen 
(zum Zentrum) einen vorzüglichen Eindruck macht, bezweifle ich nicht. 
der Eindruck, den es in anderen Kreiſen macht, dürfte aber doch 
die Regierung und die anderen Parteien bedenklich machen. Ich frage: 
Welchen Eindruck ſollte es machen nicht blos in den evangeliſchen 
Kreiſen am Rhein und im ganzen Lande, ſondern auch denſenigen 
katholiſchen Kreiſen, welche in dieſem Kampfe bis dahin zur preußischen 
Regierung geſtanden haben? (Ruf im Zentrum: Sind keine Katho⸗ 
lien!) Zu Ihren Parteikreiſen gehören fie nicht aber vernachläſſigen 
darf die Regierung dieſe Perſonen am allerwenigſten, wenn 
fie den Kampf zur Vertheidigung der Rechte des Staates 
gegen die römiſche Kirche mit Erfolg fortführen will. Dann 
muß ſie die Zustimmung eines großen Theils nicht blos 
der evangeliſchen, ſondern auch der katholiſchen Bevölkerung auf ihrer 
Seite haben. (Ruf im Zentrum: Hat ſie nicht!) Welchen Eindruck 
muß es machen, in welche Lage bringen Sie die Regierung, wenn 
Biſchöfe und Erzbiſchöfe, wie dieſe, die abgeſetzt find, weil ihre Amts⸗ 
führung mit der öffentlichen Ordnung unvereinbar war, jetzt wieder in 
ihr Amt zurückgeführt werden? Kann der Eindruck ein anderer ſein, 
als der einer ſchweren Niederlage in der Stellung des Staats gegen⸗ 
über der Kirche und eines Sieges der ecelesia militans, der ultramon⸗ 
tanen Partei? Man hat in der gane darauf hingewieſen, — dieſe 
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deshalb beſonders geeignet wären, ihr Amt in beſonders friedlichem 
Sinne zu verwalten. Es mag dieſe Auffaſſung von Manchem von 
Ihnen im Zentrum aufrichtig gehegt werden; daß aber dieſe Auffaſſung 
über die Gedanken und Empfindungen, mit denen ſolche⸗ Männer zu⸗ 
rüdfehren, allgemein getheilt wird, iſt nach aller menſchlichen Erfah⸗ 
rung, nach der Geſchichte und der pfychologiſchen Beurtheilung der 
Menſchen geradezu ausgeſchloſſen. Ihre Wiederkehr wird ein reiner 
Triumphzug fein, ſie werden, in ihr Amt zurückgekehrt, durch die laute 
Juſtimmung ihrer Parteigenoſſen in ihrem Selbitgefühl geſtachelt und 
es wird nicht möglich ſein, daß ſie Ruhe und Unbefangenheit be⸗ 
wahren, die gerade erwartet werden muß, wenn nach langem Kampf 
ein modus vivendi zwiſchen Staat und Kirche eintritt. Dieſe Per⸗ 
ſonen ſind weniger geeignet als alle anderen. Nun iſt vielfach auch in 
der Kommiſſion und in der Prefie hervorgehoben worden, es ſei doch 
geradezu entſetzlich, Perſonen, bei denen ſelbſt die Gegner anerkennen. 
daß ſie in einen ſchweren Konflikt der Pflichten mit den 1 in 
Widerſpruch let Art find, unbegnadigt zu laſſen. während politiſche 
Verbrecher aller Art in Frankreich und Deutſchland begnadigt würden, 
wenn die politiſchen Wirren, aus denen ihre Verurtheilung hervorge⸗ 
gangen, beendet ſeien. Nun, meine Herren, was in Frankreich die et⸗ 
waige Amneſtie der Anſlifter und Führer der Mörder und Mordbren⸗ 
ner der Kommune für Folgen für das Land hat, iſt nicht unſere 
Sorge, daran kann Frankreich noch mancherlei erleben. Aber wenn in 
Deukſchland nach politiſchen Verirrungen Begnadigungen und Amne⸗ 
ſieerlaſſe politiſch Verurtheilter vorgekommen ſind, hat man dann die 
mneſtirten etwa in die Aemter der Miniſter und Oberpräſidenten ein⸗ 
Hüllen i Iſt das jemals vorgekommen! Noch mehr wie bei politiſchen 
allen iſt das bei kirchlichen Aemtern unmöglich. Wer ſollte denn 
von uns nicht wünſchen, wenn demnächſt friedliche Zuſtände wiederge⸗ 
kehrt ſein werden, daß in umfaſſendſtem Maße von der Begnadigung 
Gebrauch gemacht wird, binſichtlich aller Verurtheilungen auf Ge⸗ 
fängniß und Geldſtrafen — zum eil recht erhebliche — welche 
gegen Prieſter und Biſchöfe erkannt ſind? Dagegen hat Niemand 
etwas, aber die Fortführung kirchenfürſtlicher Aemter hat mit der Be⸗ 
nadigung politiſcher Wirren in Deutſchland abſolut nichts gemein. 
Reine Herren, ich habe vorhin gejagt, es it nicht nöthig, daß gerade 
dieſe Perſonen wieder in die Aemter zurückkehren, welche fie durch ein 
Uıtbeil verleren haben. Allerdings iſt erforderlich, wenn wir zu einer 
Verſtändigung kommen ſollen, daß die verwaiſten Pfarreien wieder be⸗ 
ſetzt werden, dei es durch die Verwaltung der Bisthümer, ſei es a 
Biſchöfe, oder ſei es ſonſt in irgend Ae ern; ein großer Thei 
meiner Freunde ift bereit dazu, ſowohl bei Art. 1 wie bei Art. 5 über 
die dazu erforderlichen Mittel fi zu verſtändigen. Meine Herren, bei 
der Bisthumsverweſung iſt es erforderlich, nicht bloß zu einem Ab⸗ 
kommen zu kommen hinſichtlich derjenigen Bisthümer, wo die Biſchöfe 
verurtheilt find und augenblicklich eine Sedisvakanz vorhanden Hit, 
ſondern auch da, wo durch Tod eine Sedisvakanz entſtanden 1 Das 
ift der Fall in Paderborn, in Osnabrück und in Trier. Ju allen 
dieſen Fällen muß alſo noch eine Verſtändigung erreicht werden, man 
muß eine Form finden, man muß ſich über die Perſonen einigen, man 
muß ſich über die Beſetzung nicht nur durch Erklärungen vergewiſſern, 
daß durch dieſe Perſonen das Amt in einer friedlichen Weiſe geführt 
werden ſoll, das müßte auch geſchehen in denjenigen Diözeſen, in denen 
die Biſchöfe abgeſetzt ſind und da behaupte ich, wenn überhaupt ein 
ſolches Einverſtändniß eingeführt werden kann hinſichtlich der Form, 
jo kann es auch hinſichtlich der Bisthümer geſchehen, wo die Abſetzung 
erfolgt iſt, wenn Rom darauf verzichtet, daß gerade dieſe beſtimmten 
Perſonen in ihr Amt zurückkehren. Wenn man den Frieden ernſtlich 
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will nach beiden Seiten hin, dann wird man fich eben zu dieſem Vers 
icht entſchließen, und für dieſe Biſchöfe ſelbſt würde ein Mittel in der 
kirchlichen Hierarchie wohl verhanden ſein, ſie vollkommen zu befriedigen. 
Geht man die Geſchichte durch in anderen Ländern, ſo iſt es be⸗ 
kannt, daß damals nach den ſchweren Kämpfen der franzöſiſchen 
Revolution. als das Konkordat zwiſchen Papſt Pius und 
Napoleon J., der damals noch Konſul war, geſchloſſen war, daß 
da das Mittel gefunden iſt, von beiden Seiten dieſenigen 
Biſchöſe, mit denen eine Verſtändigung nicht zu erreichen war, ſei es 
von franzöſiſcher, ſei es von römiſcher Seite, zu einem Verzicht auf 
ihre Nemter zu veranlaſſen, und jo würde es auch hier möglich fein; 
jedenfalls iſt es nicht ausgeſchloſſen, daß es geſchieht, und wenn der 
Staat in dieſer Hinſicht ein weiteres Entgegenkommen zeigt und 
zeigen wird und zeigen muß, ſo wird man das erwarten können und 
umſomehr von der anderen Seite, als nach dem, was man mir mitge⸗ 
theilt hat, man im Lande niemals die Ueberzeugung haben wird, daß 
bis jetzt die geeigneten Mittel gefunden ſind. Das iſt im Weſentlichen 
Dasfenige, was ich über Artikel 4 ſagen wollte. Geſtatten Sie mir 
noch einige Worte über meine Stellung und die meiner Freunde. Wir 
haben ſowohl in der Kommiſſton wie auch der Abgeordnete Gneiſt bei 
der Spezia diskuſſton bei Berathung des letzten Theils darüber gar 
keinen Zweifel geiaſſen, daß in dieſem Geſetz verichiedene Beſtimmungen 
ſind, gegen welche wir an und für ſich nichts einzuwenden hätten, 
verſchiedene, von denen wir ſogar annehmen, daß ſie ganz nützlich und 
heilſam wirken. Wenn wir Bedenken auch gegen dieſe Beſtimmungen 
haben, ſo iſt es des Zuſammenhangs wegen, in welchem ſie ſich bes 
finden mit anderen Vorſchriften, die uns unverſtändlich ſind, und das 
iſt auch — ich glaube nicht in dieſer Beziehung vielem Widerſoruch zu 
begegnen — der Geſammteindruck im Lande und auch eigentlich bei 
allen Parteien, man verſteht ſehr wohl, was die Staatsregierung mit 
dieſem oder jenem Artikel des Geſetzes beabſichtigt, aber den Zus 
anmenhang dieſer Beſtimmungen und die Geſammtwirkung derſelben 
hat ſich uns zu einer Klarheit noch nicht ausgebildet. Ich weiß nach 
wochenlangen Verhandlungen noch immer nicht genau, was die 
wirkliche Hauptabſicht der Staatsregierung mit dieſer Vorlage iſt 
und kann noch nicht mit Beſtimmtheit ſagen, daß man irgend eine 
Abſicht konſtruiren möge, die nicht den einen oder den anderen der 
übrigen Beſtimmungen der Geſetze entgegenwirkt. Wir ſind alſo der 
Meinung, wenn es überhaupt möglich ſein wird, eine Verſtändigung 
herbeizuführen, dann muß die Regierung verſchiedene von den Be⸗ 

immungen des Geſetzes fallen laſſen. Wir haben auch diejenigen 
Puntte bezeichnet, die uns als abſolut unannehmbar, gefährlich oder 
als in ihrem Zuſammenhang unverſtändlich erſcheinen. Es iſt dies 
außer Art. 4, die Vorſchrift des Art. 2, Art. 9 und derjenige Theil des 
Art. 8, der ſich auf einzelne Geiſtliche und nicht auf Ban een 
bezieht. In dieſem Artikel iſt die Wiederkehr abgeſetzter Biſchöfe er⸗ 
möglicht; da iſt alſo eine ſehr weitgehende Willkür und politiſches 
Ermeſſen für höhere Verwaltungsbeamte zugeſtanden gegenüber der 
Beurtheilung von Rechten und Pflichten der Geiſtlichen, ein politiſches 
Ermeſſen, welches wir überhaupt, am allerwenigſten in einem ſolchen 
Umfange, in einem ſolchen Geſetze geben können. Dieſe Beſtimmungen 
in Verbindung mit Art. 4 machen es uns unmöglich, für das Geſetz 
u ſlimmen. Es fragt ſich für uns nur, ob nicht der Reſt des Ge⸗ 
etzes, durch eine oder die andere zweckmäßige Vorſchrift ergänzt, einen 
olchen Werth hat für die Regierung und für das Land, daß es an⸗ 

emeſſen wäre, darüber eine Verſtändigung herbeizuführen. Mit einem 
ehr großen Theil meiner Freunde entziehe ich mich dieſem Gedanken 
nicht, wir werden abwarten, ob die Staatsregierung und die konſerva⸗ 
tive Partei nach der zweiten Leſung für rathſam halten, in dieſer 
Richtung Verſtändigungen anzuknüpfen. So wenig wahrſcheinlich bis 
jetzt ein Gelingen ſein mag, für ausgeſchloſſen halte ich es nicht. 
Wir halten nicht nur die Beſtimmungen über die Beſetzung der ver⸗ 
waiſten Pfarreien, die Verweſung der Bisthümer, die barmherzigen 
Schweſtern und andere für heilſam, nützlich und wirkſam, ſondern wir 


gehen mach mastan laman2 dor Mohrhoit moinor voundo Fann r ich 
erklären, daß wir bei Art. 9 den Anträgen, die von konſervativer 
Seite geſtellt ſind, zuſtimmen werden. Wr gehen weiter wie in der 
Kommiſſton, wo wir es mindeſtens für zuläſſig hielten, daß angeitellte 
Geiſtliche auch außerhalb ihrer Pfarrgemeinde die Sterbeſakramente 
ſpenden können. Wir wollen der Regierung und der konſervativen 
artei ein Entgegenkommen zeigen, und der katholiſchen Be⸗ 
völkerung, daß wir mit der wirklichen kirchlichen Noth derſelben ein 
Mitgefühl haben und ſoweit es unſere Ueberzeugung geitattet, 
Abhülfe ſchaffen wollen. Wir glauben, daß auch einzelne geiſtliche 
Amtshandlungen von wirklich angeſtellten Geiſtlichen in anderen 
Diſtrikten, in denen fie nicht angeſtellt find, die ſie aus⸗ 
. vornehmen, nicht mehr unter Strafe geſtellt werden ſollen. 
ir glauben das verantworten zu können, zumal ich der Meinung 
hin, daß man dieſe Folge der Geſetze nicht mit klarem Bewußtſein vor⸗ 
ausgeſehen hat, und der Wortlaut Zweifel bei den Gerichten erwecken 
konnte. Dieſen Punkt, den die Vorlage gar nicht enthält, wollen wir 
auch noch zugeben. Wir find alſo nicht abgeneigt, zu einer Verſtändi⸗ 
gung zu kommen, obwohl die ganze Art und Weiſe, wie die Vorlage 
ans Haus gekommen iſt, in Zuſammenhang mit den Artikeln, die uns 
für außerordentlich gefährlich erſcheinen, es uns nicht erleichtert, zu 
einem ſolchen Einverſtändniß zu kommen. Wir glauben aber, daß die 
Verpflichtung immer beſteht, da wo das Staatsintereſſe nicht gefährdet 
erſcheint, diejenigen Erleichterungen eintreten zu laſſen, die bis zu einem 
gewiſſen Grade den Bedenken und Gewiſſensbeſchwerden der Katholiken 
entgegenkommen, wenn ſie auch niemals dahin führen können, Alles zu 
bewilligen, was die Herren im Zentrum für die katholiſche Kirche for⸗ 
dern. In dieſer Hinſicht — und das iſt vielleicht noch ein nützliches 
Reſultat dieſer Vorlage — hat ſich doch im Lande eine Stimmung her⸗ 
ausgearbeitet, die den gun übertriebenen Forderungen der Zentrums⸗ 
0 ſehr entgegen iſt. In der Kommiſſion hat man ſich nicht ge⸗ 
cheut, den preußiſchen Landesgeſetzen das kanoniſche Recht als gelten⸗ 
des Recht entgegen zu ſtellen oder wenigſtens als diejenige Forderung, 
die immer als der wahre Inhalt der Landesgeſetze erfüllt werden muß. 
Alles, was damit im Widerſpruch ſteht, iſt entweder gar nicht giltig, 
kann höchſtens tolerirt und muß wieder beſeitigt werden. Das iſt in 
ſolcher Schärfe in der Kommiſſion wieder zum Ausdruck gekommen, daß 
man gewiſſermaßen an die Anfänge und Entſtehungsurſachen der Mai⸗ 
geſetze in Deutichland angelangt iſt. Auf dieſem Gebiete iſt der Kampf 
ewig. un daß das kanoniſche Recht jemals in europäiſchen Ländern 
und namentlich in Preußen an die Stelle der Landesgeſetze geſtellt 
würde, iſt, glaube ich, unmöglich. Wenn ſeit einer Reihe von Jahren, 
nicht blos von dem jetzigen Kultusminiſter, ſondern auch von feinem 
Vorgänger eine mildere Praxis eingeleitet worden, ſo daß in gewiſſem 
Grade der Kampf m vielen Gegenden eingeſchlafen war, jo machen wir 
jest Angeſichts biejet Vorlage und der weit getriebenen Forderungen 
es Zentrums die Erfahrung. daß man ſelbſt in Kreiſen, in denen 
man ſich bisher um den Kulturkawpf wenig kümmert, in rein evange⸗ 
licher in ganz fonfervativen, ſelbſt in den Kreiſen orthodoxer evange⸗ 
liſcher Geiſtlicher die große Gefahr erkennt, welche in dem allzuweiten 
Jurückweichen des Staats gegenüber ſolchen Forderungen liegt, die 
ohne feinen vollſtändigen Ruin nicht erfüllt werden können. Wenn 
dieſe Vorlage weiter keine Bedeutung hätte, als daß ſie die Aufmerk⸗ 


* ſamleit auf dieſe letzte Perſpektive des Kampfes hingelenkt hat, fo ma 
mit ihr werden, wie es will, fie hat doch ihren Segen gehabt . 
fall und Ziſchen.) 
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Kultusminiſter v. Puttkamer: Die Erklärung am Eingange 
der Rede des Vorredners hat mich allerdings nicht überrascht, aber ih 


habe fie mit Bedauern vernommen. Der Vorredner ſagte, er habe trotz 


der Motive und der bisherigen Verhandlungen noch keine rechte Klar⸗ 
heit über die Tendenz der Vorlage. Ich will auf die Geneſis des 
; n nicht eingehen, aber unbeſtreitbar und unbeſtritten iſt 
die Thatſache, daß der Konflikt die Abſetzung der Mehrzahl der Bi⸗ 
ſchoſe eine Verwaiſung der Pfarreien, eine Zerrüttung der Seelſorge 
berbeigeführt hat, die der Abhilfe dringend bedarf; ſelbſt der Redner, 


der am entſchiedenſten gegen die Vorlage aufgetreten iſt, der Abg. Klotz, 
hat den Nothſtand und die Nothwendigkeit einer Abhilfe desſelben an⸗ 
erka ent und nur die Methode der Vorlage verworfen. Wenn ein ſolcher 
Nothſtand vorhanden, aber der Zeitpunkt noch nicht gekommen iſt, um 
zu einer umfaſſenden Verſtändigung bezüglich des modus vivendi zu 
gelangen, dann bleibt nichts übrig, als durch die Geſetzgeſetzgebung die 
Diözeſanverwaltung wieder herzustellen, die Lücken der Seelſorge aus⸗ 
zufüllen und die ſtrikte Anwendung der Maigeſetze, welche das hierar⸗ 
chiſche Gerüſt der katholiſchen Kirche in Schutt und Trümmer verwan⸗ 
delt hat, zu mildern. Wenn das kein klarer politiſcher Gedanke iſt, 
dann bin ich außer Stande Ihnen mehr Klarheit zu ſchaffen. (Sehr 
richtig! rechts.) Der Vorredner meinte, in dieſer Frage ſei das Fraktions⸗ 
intereſſe nicht entſcheidend und in demſelben Augenblicke knüpft er eine 
Kritik über die Gruppirung der Fraktionen an ſeine Bemerkung, und 
will die Regierung hindern, von einer beſtimmten Parteigruppirung 
den Art. 4 entgegenzunehmen. Das muß ich ſagen, die Annahme der 
Vorlage von Seiten der bezeichneten Kombination würde für die Re⸗ 
gierung eine Werthverminderung enthalten, aber abſolut abſchreckend 
würde ihr der Gedanke nicht ſen. (Hört! links.) Warum ſoll ich das 
nicht offen ausſprechen? Alle Biſchöfe auf ihre Sitze zurückzuführen, 
wie mehrfach gejagt, iſt gar nicht beabſichtigt, es ſoll nur die rechtliche 
Möglichkeit geſchaffen werden in dem einen oder andern Fall zu erwä⸗ 
gen, ob nicht das Gnadenrecht der Majeität auszuüben iſt. Vor allem 
hat der Vorredner ein Argument mit Entſchiedenheit betont: welchen 
Eindruck würde es macken, wenn die entlaſſenen Biſchöfe in ihr Amt 
zurückkehren? Ich kann die behauptete Aufregung in allen Landesthei⸗ 
len, auch in orthodoxzevangeliſchen Kreiſen gar nicht entdecken. Weder 
ſind die öffentlichen Manifestationen gegen Art. 4 beſonders zahlreich, 
noch haben die Organe der Preſſe gerade in den am meiſten betheilig⸗ 
ten Landestheilen den Art. 4 ahſolut verworfen, ja in Rheinland und 
Weſtfalen haben bedeutende Organe es als einen ſchweren Fehler 
e wenn die Nationalliberalen den Artikel 4 ablehnen würden. 
(Abg. Rickert: Offiziöſe Blätter) Das wäre ein ſchönes Kompliment 
für die Selbſtſtändigkeit liberaler Organe! Ich habe ſtete Fühlung mit 
meinen Wahlkreiſen — im Abgeordnetenhauſe vertrete ich einen märki⸗ 
ſchen, im Reichstage einen ſchleſiſchen Wahlkreis — in dem erſteren, 
der zu den alten evangeliſchen Stammlanden der preußiſchen Monarchie 
gehört, nimmt die Bevölkerung keinen Anſtoß an der Vorlage; wenn 
man zu einem Frieden gelangen will, ſo betrachtet man dort die Rück⸗ 
kehr der Biſchöfe als den Schlußſtein deſſelben. Der ſeit der Reforma⸗ 
tion dem evangeliſchen Glauben treue Bauernſtand hat ein lebhaftes 
Gefühl für die Würde des preußiſchen Staates, die in der Majeſtät der 
Krone verkörpert iſt; er würde allen Velleitäten, welche geeignet ſind, 
die ſtaatlichen Geſichtspunkte den hierarchiſchen unterzuordnen, entgegen⸗ 
treten. Es ſteht aber mit den notoriſchen Tha'ſachen in Widerſpruch, 
wenn man ſagen wollte, der Bauer würde ſich nicht freuen über das 
Zuſtandekommen des Friedens oder eine beſondere Entrüſtung über den 
Artikel 4 empfinden. Hätte man ſich bei dem ähnlichen Konflikt 1837 
bis 1839 auf den Standpunkt des Abg. v. Bennigſen geſtellt, wo wäre 
da der Erzbiſchof v. Dunin geblieben? Der damalige Konflikt endigte 
mit einer gegenſeitigen Verſtändigung, nicht damit, daß ſich der eine 
Theil dem anderen bedingungslos unterwarf. Der Erzbiſchof v. Dunin 
hatte ſich der eklatanteſten Opooſttion gegen die Staatsgeſetze ſchuldig ge⸗ 
macht, nicht nur in der Frage der Miſchehen feine evangeliſchen Mitbürger 
geſchädigt, ſondern das placetum regium völlig vernachläſſigt; er hatte 
nach eröffneter Unterſuchung den ihm angewieſenen Aufenthaltsort Berlin 
verlaſſen und ſich nach Poſen begeben ; er wurde nicht feines Amtes entſetzt, 
ſondern ihm die Ausübung jeder e e verboten. Das Erkenntuiß 
erging ſich damals in denſelben ſcharfen Redewendungen, wie das vom 
Abg. v. Bennigſen zitirte; aber es wurde nicht auf Amtsentſetzung 
erkannt, „weil nach dem kanoniſchen Rechte der geiſtliche Auftrag nur 
durch die geiſtliche Gewalt gelöſt werden könne und das ſtaatliche Ur⸗ 
theil den durch die Weihen ertheilten character indelebilis nicht beſei⸗ 
tigen könne.“ Wegen ſeiner Reiſe nach Poſen und der Ignorirung 
des Urtheils wurde er in Kolberg detinirl und nach den Vorhandlun⸗ 
gen unterwarf er fich nicht ohne 5 In dem Publikandum 
önig Friedrich Wilhelms IV. heißt es: „Es gewähren mir die jetzt 
am Fuß des Thrones niedergelegten Erklärungen des Erzbiſchofs von 
Dunin die Hoffnung, es werde das ſchöne Ziel einer Verſtändigung, 
durch welche die Rechte der Krone gewahrt und das Anſehen der Lan⸗ 
desgeſetze, wie nicht minder auch die Wiederkehr der kirchlichen Ord⸗ 
nung geſichert werden, glücklich erreicht ſein.“ Das waren königliche 
Worte, warum ſollen ſie in unſerer Zeit nicht wiederholt werden? 
Geifall im Centrum.) Als von Dunin zurückkehrte, herrſchte große 
Freude, das war 5 naturgemäß, in der Stadt drängten ſich große 
Mengen von Menſchen und es waren viele Transparente aufgeſtellt. 
Nach dem vor mir liegenden Bericht des Oberpräſidenten hatten fie 
folgenden Inhalt: „Möge der Himmel den König ſegnen für die Be⸗ 
freiung des Erzbiſchofs“; ferner „Dankbarkeit dem König für die Be⸗ 
freiung des Erzbiſchofs“ oder „Verehrung dem Könige, der dem Bi⸗ 
ſchofe die Freiheit ertheilt“; oder unter dem Bildniß des Königs: 
„Es lebe der König, der die Ketten löſte und die Thränen trocknete.“ 
Das waren damals die Demonſtrationen des Triumphes! Die Re⸗ 
gierung will nur als Unterpfand eines ernſtlichen Friedens 
die rechtliche Möglichkeit haben, unter Umſtänden einen 
ſolchen Gnadenakt vollziehen zu können. Deshalb bildet 
Artikel im hohen Maße den Mittelpunkt der Vorlage. 
Ob der König, natürlich mit Gegenzeichnung des Staatsminiſteriums, 
oder das Staatsminiſterium mit königlicher Genehmigung die Biſchöfe 
zurückberuft, bleibt materiell gleich; ich erkenne auch den wohlwollenden 
Gedanken an, den Souverän aus dieſer politiſchen Frage fern zu hal⸗ 
ten; allein es iſt in Preußen allein Sache des Souperäns die höchſten 
katholiſchen Würdenträger anzuerkennen und an dieſem Reſervatrecht 
ſollte nicht gerüttelt werden; aber nach dem Antrag Stengel würde 
das Begnadigungsrecht doch zu ſehr in den Hintergrund geſchoben. 
Außerdem hat die Regierung ſchon mehrfach ausgeſprochen, daß eine 
Wiederanknüpfung der geſchäftlichen Beziehung nur bei Anerkennung 
der Anzeigepflicht vor ſich gehen kann, Aber ſo fundamental iſt die 
Abweichung dieſes Antrages von der Vorlage nicht, daß die Regierung 
denſelben abſolut verwerfen könnte. Es iſt ja nicht ſchwer, die Vor: 
lage zu Falle zu bringen, die Situation iſt augenblicklich unberechen⸗ 
bar: Sie werden es daher der Staatsregierung nicht verübeln, wenn 
ſie ſich allen abändernden Anträgen gegenüber ablehnend verhält. Jetzt 
in dieſem Augenblicke alle Kombinationen zu überblicken, die im Laufe 
der zweiten Leſung entſtehen, wird für die Regierung zwar eine ſehr 
ſchöne Aufgabe fen, die aber in dieſem Augenblicke nicht zu löſen iſt, 
und ich bitte deshalb aus meiner reſervirten Haltung keine Schlüſſe 
auf unſere letzte Entſcheidung zu ziehen. (Beifall rechts.) 
Jiuſtizminiſter Dr. Friedberg: Als die Beſprechungen darüber 
eingeleitet waren, ob man zu einem Ausgleich über die ſchwebenden 
Differenzen zwiſchen dem Staat und der römiſchen Kurie kommen 
könne, „ mußte ganz naturgemäß ſich die Frage in den Vordergrund 
drängen, ob es zu einem ſolchen Ausgleich möglich oder mindeſtens 
wünſchenswerth ſei, einen oder den andern jener Kirchenfürſten, welche 
auf Grund der Maigeſetzgebung von ihren Biſchofsſtühlen entſetzt 
waren, zurückrufen zu können. Es iſt eine weit verbreitete Anſicht, daß 
das Gnadenrecht des Landesherrn ein abſolutes, durch keine Schranke 
ee ſei, und daß darum, wenn man an fich im vorliegenden 
Falle glaube Gnade üben zu ſollen, dieſe Gnade auch ohne Weiteres 
vom Monarchen dieſen Biſchöfen gegenüber würde geübt werden kön⸗ 
nen. (Hört!) Das Allgemeine Landrecht, das in ſeinem Staatsrecht 
auf der Grundlage des gemeinen Rechts ruht, ſpricht im Titel von den 
Majeftätsrechten von dem Gnadenrecht und nennt dieſes eines der 
erſten Souveränitätsrechte. Das Recht, Unterſuchungen niederzuſchla⸗ 
en und Verbrecher ganz oder zum Theil zu begnadigen, ſteht nur dem 
berhaupt des Staates zu. Ich will natürlich nicht die des Amts 
entſetzten Biſchöfe auf eine Linie mit den „Verbrechern“ ſetzen, aber fie 
ſind auch ſolche, die von der Schärfe des Geſetzes getroffen ſind, und 
es fragte ſich, wie weit geht das Gnadenrecht ihnen gegenüber? Man 


konnte feinen Augenblick darüber zweifeln, daß der König die gegen e 
Biſchöfe ausgeſprochenen Strafen ohne Weiteres niederſchlagen könne 
Bezüglich der Frage aber, ob ein Akt landesherrlicher Gnade auch n 
Biſchofsſtuhl, deſſen der betreffende Prälat durch Richterſpruch entſel 


hie 


luft des Amtseinkommens und die Erledigung der Stelle zur 
Da kam der Geſententwurf mit Recht zu der Konklusion, daß, 
Monarch auch im Gnadenwege alle ſubjektiven Folgen des 
ſpruchs gegen den Biſchof wieder aus der Welt ſchaffen kann, de 
nicht die objektive Folge haben kann, ihm den verlorenen Biſch 
wiederzugeben. Der durch den Richterſpruch entſetzte Biſchof, de 
den Augen der Kirche noch als Biſchof gilt, iſt doch nach weltl 
Recht nicht mehr Biſchof, und die Zurückgabe des Sitzes an ihn 
weiter nichts, als die Einſetzung des Biſchofs durch den weltlichen 1 
Das iſt eine Folge, die die Kirche ſelber nicht anerkennen könnte. l 
Analogie, die freilich wie alle Analogien etwas hinkt, liegt in dem Fun 


She 
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Bennigſen jagt, daß ein Biſchof, der beſonders agitatoriſch im Wing 
ſtande gegen die Geſetze aufgetreten ſei, nicht zurückberufen wein 
dürfe. Damit bin ich prinzipiell ganz einverſtanden. Die Mehl 
der Biſchöfe hat aber nur, um mit der Kirche nicht in Konflikt zu 
tutben, die Folgen der Maigeſetze über ſich ergehen laſſen, ohne an 
toriſch porzugehen. In den Landeskreiſen, wo dieſe amtirt DR 
würde ihre Rückkebr gewiß nicht übel empfunden. Ich ſetze nan 
voraus, daß ſie Garantie dafür leiſten, daß ſie künftig der ie Une 
nachkommen und ſich den Staatsgeſetzen unterwerfen. Die Unmöge 
keit der Rückkehr würde das Einlenken in friedliche Zuſtänge unge | 
erſchweren. Ich halte die Sache darum noch nicht für unnütz, WETTE TE 
Verhandlungen mit Rom abgebrochen ſind. Wir wiſſen ſehr au h 
der Friede oder auch nur der Waffenſtillſtand nur dadurch herbeigeiun 7 
werden kann, daß direkte Verhandlungen mit Rom geführt perla J 
Es beſteht nun ſchon eire gewiſſe Analogie zwiſchen unſerer ri 
und dem Vorgehen Roms. Das Breve des Papſtes an si Aa 
Melchers jagt, der Papſt würde unter Umſtänden die Anzeigen ent 9 
zulaſſen. Wir geben mit dieſem Geſetze die Antwort darauf: „! 
von eurer Seite das geſchieht, können wir gewiſſe Konzeſſionen bie 
die das Einlenken in den Weg des Friedens erleichtern. Und 
nun der Papſt auf ſeine Zuſage zurückkommt, jo wird dieſe 
deim Stuate die Möglichkeit geben, darauf einzugehen. So 
die Vorlage immer aufgefaßt. Durch die einſeitige Entſetz 
Biſchöfe durch den Staat haben wir einen tiefen Eingriff 
katholiſche Recht gemacht. (Vereinzeltes Bravo! Leiterkeit.) el 
Nom iſt es ſehr ſchwer, ſich auf den Standpunkt des Staats uffe 
ir fönnen aus der Schwierigkeit nur kommen, wenn jeder hei biſt 
pu En ran des andern begiebt und man fich über gew!“ 
unkte einigt. af 
Abg. Gneiſt gegen Art. 4: Wie der Erlaß des vürſche } 
Stuhles lauten würde, wenn der gegenwärtige Vorſchlag zum 
würde, läßt ſich leicht denken. Eine Encyklika, aus dem Wortſe 
entnommen, den wir in . kennen, würde, in die DU 
Sprachen und Dialekte der Katholiken in den fünf Erdtheilen über! 
200 Millionen Gläubigen die freudige Botſchaft bringen, daß 
ſchweren, gottloſen Verfolgungen und Beraubungen der Kirche 
ihr Recht geworden iſt. Die Verfolger ſind in ſich gegangen, 
ſchwere Unrecht iſt in ruhmvoller Krönung des Märtyrerkhums 
volle Wiedereinſetzung der Biſchöfe geſühnt,“ — Wir Deutſche wiuf 
in ſolchem Fall allerdings vorausſichtlich wiſſen, daß die Sache d 
anders verhält. Nur unter vollen Garantieen für die Autorität 
Staats und feiner Geſetze würde die Neſtitution erfolgt ſein, und 
das würde verkündet fein in dem „Reichs⸗ und Staatsanzeiger 6 
authentiſcher Form ungefähr jo wie bei der Wiedereinſetzung des 7 i 
biſchofs Dunin. Allein die Zahl der Pflichtexemplare des „Neige 
und Staatsanzeigers“ und der „Provinzial⸗Korreſpondenz“ ist in 6 
5 Theilen der bewohnten Erde eine äußerſt geringe, und auch da fi 
ſie hinkommen, iſt zehntauſendfach größer die Zahl derjenigen, 
dem katholiſchen Volk überſetzen und auslegen. Für das Ver 
der katholiſchen Welt iſt der Akt unwiderruflich einregiſtirt als rey 
er iſt zum weltgeſchichtlichen Akt geworden als Abſchluß eines halghuung N 
jährigen Kampfes zwiſchen der Kurie und dem Staat Preußen, ein Trug 
wie ihn die römiſche Kirche ſeit 100 Fahren nicht glän ender gefeiert 
— Soll uns denn aber das Urtheil der Welt und der Nachwelt 
kümmern? Können wir nicht dem katho'iſchen orbis terrarum 
Siegesfreude, den ſchwer geprüften Biſchöfen ihre via triumph 
özunen, wenn wir wiſſen, daß Preußen und ſeine Geſetze geſichert fi 
Können wir nicht zufrieden fein, daß die Beendigung des Streite 
uns unter allen ſicheren Garantien erfolgt, daß dem Staate nichts 
pe wird? Und daß es anders nicht geſchehen wird, dafür 
ürgt ſich das gewichtige Wort des Herrn Kultusminiſters b. A 
kamer, des ganzen Skaatsminiſteriums, ja des Reichskanzlers | 
Wir willen zwar noch nicht, wie man ſolche Garantien von ROT 
langt: aber der „Reichsanzeiger“ wird fie fünftin mütheilen, MIRSHIT | 
auch die vorangegangene Korrefoondenz; mit den Biſchöſen dem een 
kum nicht ganz vorenthalten. Allein hier iſt die unüberſteigliche G 
für unſeren beſchränkten Unterthanenverſtand. So viel wiſſen wir ng 
labgeſehen vom kanoniſchen Recht) alle nach 50 jähriger Erg 8 
daß Nom ſich nicht der Bedingung fügt, die Geſetze des Sl dc 
ſchlechthin zu befolgen, am wenigſten unſere Maigeſete | 
Zuſagen der Art, weder den Biſchof noch feinen 0 
ernſtlich binden, weder der Papſt noch ſeinen 
auf dem heiligen Stuhl. Eine Reſtitution der Biſchöſe. f 
ſolcher Bedingung iſt die evidenteſte Unmöglichkeit, KUN. 
die Rechtsverſtändigen ein Normalfall der Bedi 


2 a | unmöglichen ! 
Wären die Verſprechungen der Biſchöfe aa genüagar, 1 i 
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find fie für Rom unmöglich; find fie für Rom annehm 
ſind fie für den Staat ungenügend, wei fie weder ſtaatsrechtli nd! 
völkerrechtlich binden. Mag ülrigens die Aufgabe des Senke 
dieſer Diskuſſion eine ſchwere fein; die ſchwerſte wird es ſein, Ver uur 
ſem Vorſchlage ernſt zu bleiben, dagegen noch ſpröde zu thup uke 
unter dem Zwang zum Ernſt das Lächeln des Auguren zu unterdnehen 
bei dieſem Vorſchlag, der dahin geht, für den Staat Alles auf u 
zum von der Kirche ein Linſengericht, ein abſolutes Nichts einzutg 
Alles aufgeben heißt es, wenn man den unwandelbaren Guß a0 
Roms gegenüber die dauernde, unwandelbare Geltung unſerer Sh. 


oengefehe und die moraliſche Bedeutung eines Richterſpruchs ſolchen 
mationen Preis giebt. Eine Selbſttäuſchung iſt es, wenn man 


unter und freudig auf den „Liberalismus“ los: aber ziehen Sie den 
innen Vorhang der politiſchen Phraſe hinweg, jo werden Sie ſehen, 
ee Schläge treffen den Staat Preußen und ſeine Dynaſtie, welche 


e 
iht und fällt mit der gleichen Schutzherrlichkeit und der gleichen Ach 
ng für die freiere wie für die ſtrengere Richtung des Kirchenthums. 
das orthodoxe Lutherthum eifert Hand in Hand mit dem Ultramon⸗ 
msmus wider jede Beſchränkung des abſoluten Kirchenregiments; 
ziehen Sie die Staatsgewalt hinweg, die zwiſchen beiden ſteht, 
unſere Kirche ſich unmittelbar in der liebevollen Umarmung der 
weſterkirche befinden, zu deren Abwehr ſie noch nicht genügend vor⸗ 
eitet iſt. Ein Theil unſeres Klerus und ſeiner Patrone ſtimmt 
ute wie in früheren Menſchenaltern freudig in den Ruf ein: 
Religion iſt die Kirche, die Kirche iſt das Kirchenregiment, das 
luchenregiment iſt Alles, — ohne daran zu denken, daß der Eine, dem 
"8 verliehen iſt, nicht der evangeliſche Paſtor, ſondern ein Anderer 
ider Anderes glaubt und ganz Anderes will. Der Traum von einer 
ſuperänen Selbſtherrlichteit eines lutheriſchen Kirchenregiments, in 
lrikal⸗ſympathiſchen Zuſammenwerken mit Rom, war ein Traum, aus 
en viele Lutheraner exit im dreißigjährigen Kriege erwacht find. Das 
Machen dieſer Kirchthurmspolitik würde diesmal wohl ein anderes 
N. Die evangeliiche Kirche würde wohl noch befähigt ſein, ſich der 
üftigen Umarmung der Schweſterkicche zu erwehren, aber nur mit 
aan anderen Opfern als bisher und um den Preis eines neuen 
pfes und Kirchenſtreits, der vor 1848, ja vor 1840 zurück muß, 
alle verlorenen Poſitionen wieder zu gewinnen, die unüberlegt 
\ er worden. Wer die Kurie kennt, muß wiſſen, daß Rom 
Ale Biſchöfen und Dienern nach Zeit und Ort wohl manches liebe⸗ 
le Wort der Anerkennung und Achtung unſerer Kirche geſtattet, 
niemals eine liebevolle That. Eine freiwillige Anerkennung und 
zuldung hat Rom uns nie und nirgends an irgend einem Punkt der 
ide zu Theil werden laſſen anders als durch die Geſetze des Staats 
au gezwungen, und feine Linie weiter. Darum halten wir an un⸗ 
hien Staatsgeſetzen feſt und widerſtehen ſolchen Anträgen, weil vor 
em wir evangeliſche Chriſten ſind und Unterthanen des preußiſchen 
f Kat, welche ſich für die Folgen eines ſolchen Schritts verantwort⸗ 
ch wiſſen. (Lebbafter Beifall links.) 5 
Abg. v. Zedlitz: Der Kultusminiſter hat den erſten Theil un⸗ 
s Antrages als einen politiſchen Fehler bezeichnet. Wir hielten es 
gegen dem royaliſtiſchen und konſtitutionellen Intereſſe für ſehr ge⸗ 
kin: in dem über die Rückberufung der Biſchöfe nothwendig ent⸗ 


enden Streit die Allerhöchſte Perſon hineinzuzerren und ſuchten 
halb ausdrücklich feſtzuſtellen, daß es ſich hier nur um einen Regi⸗ 
nalakt handelt. Der Art. 4 hat in vielen und auch in konſervativen 
Sableveifen des Landes eine lebhafte und berechtigte Erregung hervor⸗ 
fen. (Sehr wahr!) Man faßt dort dieſen Artikel nicht anders 
it „ als das Bekenntniß, der Schuld der Regierung gegen die Kirche. 
Sehr wahr!) Deshalb machte auch der Artikel 4 auf meine Parter 
hen peinlichen Eindruck, der uns zur Ablehnung deſſelben geführt 
Ilie, wenn nicht die in ſo wichtigen Fragen nothwendige ruhige und 
Mektive Prüfung wenigſtens einen größen Theil meiner politiſchen 
kteunde zu einem anderen Reſultat geführt hätte. Ein Theil 
keſelben läßt sich dagegen noch von ihrem erſten Eindruck 
ne und ich fürchte, ihre Zahl iſt durch die heutigen 
leden vom Mimiſtertiſche ſtark vermehrt worden. (Sehr richtig!) 
ft allerdings ein Zweck dieſer Vorlage, unſeren katholiſchen Mit⸗ 
gern eine geordnete Seelſorge zu ermöglichen, aber es iſt auch ein 
ck derſelben — und das hat der Kultusminiſter heute nicht genü⸗ 
hervorgehoben — dieſes Ziel erſt zu erreichen, wenn die Anzeige⸗ 
cht vorher von der Kirche anerkannt iſt und in dieſer Hinſicht ein 
AJachgeben der Kurie ftattgefunden hat. Nach der einen Seite iſt Art. 
ni de, nach der anderen Seite iſt er aber Mittel und zwar ift er, 
ie die Korreſpondenz der Kurie mit der En erg ebt, ein ſehr wirk⸗ 
lade Mittel. Auch viele ſtaatstreue Kat 


veue, olifen haben mir erklärt, 
aw ohne den Art. 4 vorausſichtlich ein Nachgeben der Kurie nicht zu 
belarten ſei. Der Art. 4 iſt auch das Ergebn ß der Verhandlungen, 
lache unſer leitende Staatsmann mit den Vertretern der Kurie ge⸗ 
abet bat. Deshalb haben wir Grund zu der Annahme, das obne 
| [N 4 die Vorlage ein todter Buchſtabe bleiben wird. Die Straf⸗ 
mmungen der . haben den Zweck, die Grundſätze, nach 

en der Staat ſein Verhältniß zur Kirche geregelt hat, zur Ausfüh⸗ 
AN zu bringen. Es widerſtrebt der ſtaatlichen Ordnung, wenn ein 
chof dieſen ftaatlichen Geſetzen nicht folgt. Die gebrochene Rechts⸗ 
nung wird aber gejühnt, wenn der Biſchof ſich nicht nur formell, 
Indern auch thatſächlich wieder den Geſetzen des Staates unterordnet. 
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enige iſt, welche nunmehr unter allen Umſtänden von der Revoca⸗ 

ausgeſchloſſen werden ſoll. Ich bezweifle nicht, daß der Abg. 
itz und ſeine Freunde in Bezug auf das Detail beſſer eingeweiht 
Ii Von dem Miniſtertiſch, wie von den, Herren Rednern aber höre 
Immer nur: „der Eine oder der Andere“. Wenn ich nur wüßte, 


wer außer dem Herrn von Ledöchowski der Eine und wer der Andere 
iſt. Man könnte dann einfach in das Geſetz hineinſchreiben, der Eine 
oder der Andere (Heiterkeit) ſoll nunmehr von der Erfüllung der früheren 
Geſetzgebung ausgeſchloſſen ſein. Ich möchte Niemanden verletzen, 
aber ich habe die Meinung, daß ein eigentlicher definitiver ſicherer 
Friede mit der katholiſchen Kirche an ſich nicht gemacht werden 
kann. Es widerſpricht dies dem Weſen der katholiſchen Kirche und ich 
kann mich deshalb als Volksvertreter den gegebenen Verhältniſſen 
entſprechend immer uur in ein gewiſſes Verhältniß des Waffen⸗ 
flillſtandes hineindenken und mich, fragen, wie läßt ſich im Augen⸗ 
blick eine Geſtaltung der öffentlichen Dinge machen, unter deinen 
wir für eine gewiſſe Reihe von Jahren friedlich neben einander 
arbeiten können. Daß wir nicht auf die Dauer einen Frieden haben 
können, folgt aus dem Weſen der katholiſchen Kirche. Wenn ich die 
ganze Entwicklung der katholiſchen Kirche ſeit dem 4. 5. Jahrhundert 
bis auf die Neuzeit verfolge, muß ich anerkennen, was ſie beanſprucht 
iſt in der That die Weltherrſchaft und zwar nicht blos über die Ge⸗ 
müther, ſondern auch über die Organiſation, die ſie ſich geben will 
und der die Gläubigen unterworſen werden ſollen. Dieſe Prämiſſe 
führt mit Nothwendigkeit dahin, wohin bis zum gewiſſen Maße das 
Papſtthum bereits gekommen iſt, nämlich zur weltlichen Herrſchaft, und 
wenn die Gedanken der großen Päpſte ſich verwirklicht hätten, wäre 
Europa längſt ein einziger Kirchenſtaat geworden. Es handelt ſich 
nicht um die Anzeigepflicht, ſondern es ſtehen noch ganz andere Dinge 
in Frage, die uns bei Gelegenheit des Kulturkampfs beſchäftigt baben. 
Jene berühmte Parität, von der Sie immer ausgehen, ſchwebt voll⸗ 
ſtändig in der Luft, weil fie vorläufig ein Privilegium iſt, welches Nie⸗ 
mand weiter im Staate hat und weil in keiner andern Kirche wie in 
der Ihrigen, die Fragen der Organiſation und Hierarchie zum Gegen⸗ 
ſtand des Dogma gemacht werden. Bei dieſem Artikel 4 ſtehen wir 
an dem Punkt, wo wir Ihnen anerkennen ſollen, daß auch die äußeren 
Organiſationen der Kirche eine ſpeziell göttliche Einrichtung ſei, die 
nur von der Kirche geſchaffen werden könne, und daß, indem wir mit 
Geſetzen dagegen angegangen ſind, wir ein Verbrechen gegen die Kirche 
begangen haben. Dem Gedankengange des Herrn v. Zedlitz würde ich 
nachkommen können, wenn ſein Vorſchlag in der That ſo weit ginge 
als ſeine Interpretation. In Wirklichkeit ſteht nur darin, daß der 
Biſchof ſeine Verpflichtung Zur Anzeige anerkennt oder durch Sand» 
lungen ſeine Abſicht an den Tag gelegt haben muß, dieſer Pflicht zu 
genügen. Abg. v. Zedlitz meint, daraus folge auch, daß der Biſchof 
auch den kirchlichen Gerichtshof und andere Dinge anerkannt habe. 
Davon hat er leider gar nichts geſchrieben. (Abg. v. Zedlitz: Nach 
Maßgabe des Geſetzes.) Suaviter in modo. Ich fürchte, Herr 
v. Zedlitz hat über dieſem suaviter vergeſſen, gewiſſe Dinge zu jagen, 
die er eigentlich fortiter in Gedanken hatte. Wenn Abg. von Zedlitz 
nur als Geſetzgeber jo fortiter verführe, wie als Redner, wenn er. 
was er beredt uns dargeleg*, in Amendements formulirt hätte, ließe 
ſich vel Gutes daraus erſehen. Die Pflicht des Biſchofs zur Anzeige 
wird noch gemildert durch den Zuſatz: „wenn er durch Handlungen die 
Abſicht an den Tag gelegt hat, das zu thun.“ Damit kommen Sie 
nicht weit. Der Mann ſchreibt z. B. in einem Privatbrief, er würde 
unter gewiſſen Umſtänden das thun und ein hochgeſtellter Staats⸗ 
mann, der den Brief zu Geſicht bekommt, glaubt, es würde auch aus⸗ 
geführt werden, hinterher findet jener Mann unüberſteigliche Hinder⸗ 
niſſe, daß er die Sache doch nicht machen kann. Er hat vielleicht andere 
Aufträge von Rom bekommen. Ein Breve hält oft nicht viele Mo⸗ 
nate vor. Die königliche Staatsregierung ſtelle ich vor die Frage 
Wie werden Sie die Lage 8 wenn der Konflikt möglicher Weiſe 
zum zweiten Male eintritt? Früher hat ſie geſagt, man werde die 
Herren in ähnlicher Weiſe vor den Gerichtshof ſtellen und abſetzen 
laſſen. Es it aler bedenklich in kurzer Zeit etwas noch einmal zu 
verſuchen, was das erſte Mal mit Erfolg abgeſchlagen worden itt. 
Sind wir wirklich ſchon ſo weit gekommen, daß wir unter allen Be⸗ 
dingungen den Waffenſtillſtand abſchließen müſſen! Wir antworten 
darauf um ſo mehr mit Nein, als die Regierung nicht überzeugt iſt, 
daß es ſich jetzt darum handelt, einen auch nur länger dauernden Frie⸗ 
den herzuſtellen, ſondern daß man nur zu einem beſtimmten Verhält⸗ 
niß mit Rom kommen wolle. Wir haben ſogar gehört, daß dieſe 
ganze Angelegenheit nur eine neue Form der alten Regierungskunſt 
ſein ſolle, wonach aus der Vexquickung von kirchlichen und ſtaat⸗ 


lichen Jytereſſen eine gegenſeitige Förderung 1 ſoll. 
Dem Herrn Kultusm niſter möchte ich bemerken, daß 
wir, die wir die freiere Geſetzgebung für alle Kirchen 


verlangen, fern davon find, die Formel Cavour's von der freien Kirche 
im freien Staat anzunehmen. Dieſe Formel war wohl in Italien, 
wo das Papſtthum inmitten der Bevölkerung ſteht, zuläſſig; aber ſie 
verlor jeden Sinn, wenn man ſie auf andere Staaten übertrug. Auch 
die freie Kirche wird ſich den Staatsgeſetzen unterwerfen müſſen, ſelbſt 
wenn dieſelben ihre Freiheit beſchränken. Durch Vertrag die Ver⸗ 
hältniſſe der katholiſchen Kirche zum Staate zu ordnen, helte ich für 
unmöglich. Eine Kirche, die unſerem Staatsbewußtſein, unſerm Staats⸗ 
recht ehr fr als vertragſchließende Korporation auftritt, mag viel⸗ 
leicht ſehr friedlich beginnen; wir wiſſen ja, wie lange dies Verhältniß 
dauert und die Herren von der proteſtantiſchen Seite, die uns ſo er⸗ 
freuliche Reden von der einen christlichen Kirche gehalten haben, 
möchte ich daran erinnern, daß dieſe nur in ihren partikularen Köpfen 
81 55 daß ſie aber von der katholiſchen Kirche nicht anerkannt wird. 

die Vor ſtellungen, die uns die Herren Stroſſer, Stöcker u. ſ. w. über 
dieſe Kirche entwickelt haben, ſind ſehr wohlmeinende Betrachtungen. 
aber abſolut ohne Fundament für die Wirklichkeit; man müßte denn 
ſchon die Abſicht haben, an katholiſchen Kirche mit Sad und Pack 
überzugehen. (Heiterkeit, Unruhe rechts.) Dieſe Kirche, mit der ſie 
jetzt paktiren wollen, iſt die alte ecclesia militans, die ihre Waffen 
bisweilen unter ihrem Mantel verbirgt, aber niemals abgelegt hat. 
Wir” find deshalb außer Stande, diejenige Kirche als für uns maß⸗ 
gebend anzuerkennen, welche die Prinzipien der Intoleranz offen predigt, 
welche uns gegenüber mit der Prätenjion auftritt, daß fie jedes 
einzelne Gemüth ſo weit beherrſchen will, um ſie nur nach ihrer 
Meinung urtheilen und im Leben auch ſchließlich handeln zu laſſen. 
Der Abg. v. Zedlitz und unſere Freunde mögen es uns verzeihen, wir 
halten in der That ſehr große Dinge auf die Staatsautorität, weil das 
Wohlſein des Ganzen weſentlich auf dieſer Autorität des Staates 
baſirt. Sie (um Zentrum) predi en umgekehrt, daß es eigentlich die 
Autorität der Kirche ſei, auf deren Anerkennung das Wohl, die Sicher⸗ 
heit, der Friede (Widerſpruch im Zentrum), — nun ja beides, aber doch 
der Kirche zuerſt und dann erſt des Staates beruht und wenn ein 
Konflikt entſteht, iſt es doch immer die Kirche, welche entſcheidet. Wir 
ſind immer der Meinung geweſen, daß man ſich auch ungerechten Ge⸗ 
ſetzen gegenüber unterwerfen müſſe und fie anerkennen müſſe. Das 
erkennen Sie eben nicht an, dieſes Prinzip der abſoluten Legalität, wie 
zer Abg. Reichenſperger ſagte, wollen Sie nicht. Der Staat muß in 
erſter Linie fordern: Du mußt dem Geſetze folgen. Wer das nicht an⸗ 
erkennen will, thut es auf ſeine eigene Gefahr. (Zuruf im Zentrum.) 
Ob ein einzelner Staatsbürger paſſiven Widerſtand leiſtet oder ob das 
der Biſchof auf feinem ſogenannten Amtsſitz thut, iſt ein großer Unter⸗ 
ſchied. Wenn der Träger eines Amtes und eines jo bedeutenden, ai. 
der Biſchof einnimmt, von dem man beſtimmte Einwirkungen auf andere 
Perſonen vorausfegen muß, paſſiven Widerſtand leiſtet, jo iſt kein 
friedlicher Ausgang möglich und dann kann man ſich der Konſequenz 
nicht entziehen, zu der wir durch die Maigeſetzgebung gekommen ſind, 
dann muß man ſagen, Du biſt nicht mehr fähig ein ſolches Amt zu führen. 
Der Kultusminiſter hat auch heute noch die Tendenzen der Regierung 
in einem ſolchen Dunkel gelaſſen, daß auch freundlich geſinnte Abgeordnete, 
die ſich nicht einfach aus bloßem Vertrauen auf die Perſon fügen, eigent⸗ 
lich ſich nicht in den Plan der Regierung hineindenken können. In 
der erften Leſung ſagte der Miniſter, man müſſe den diplomatiſchen 
Verhandlungen vertrauen, es würde ſich ſchon der Fall finden, in dem 
die Vorausſetzung der Regierung zutrifft; heute, wo wir etwas Nähe⸗ 


res darüber erfahren ſollten, wie die Regierung es thun wird, ſagt der 


der einer beſſeren Sache würdig wäre, gegen den 


Apoſtels Petrus, des Nachfolgers des 
kirchlichen Lehre. Der H 855 5 


Miniſter, wir müſſen das dem Reſervatrecht der Krone überlaſſen, und 
bittet, daß wir es nicht zu weit durch Details beſchränken. Die Re⸗ 
terung muß doch nun endlich einmal erklären: Akzeptirt ſie das 
Amendement oder nicht? Das wird für die weitere Entwickelung der 
Dinge, wie ich glaube, ſehr entſcheidend ſein. (Beifall links.) 

Abg. Windthorſt für Art. 4: Die ſehr bezeichnende Erklärung 
von Bennigſen's über das, was er mit der Mehrzahl ſeiner Freunde 
zu thun bereit ſei, und die nach dieſer Erklärung vom Miniſter ein⸗ 

enommene reſervirte Stellung des Kultusminiſters zu den einzelnen 

nträgen, veranlaſſen mich in dieſem gegenwärtigen Stadium der Be⸗ 
rathung auch eine Reſervation eintreten zu laſſen. Ich erkläre, daß alle 
Abſtimmungen, die wir gemacht haben und machen werden, nur even⸗ 
tuelle, interimiſtiſche ſind, und daß wir über unſere Schlußabſtimmung 
uns erſt entſcheiden werden, wenn wir wiſſen, wie das Geſetz lautet. 
Alle jetzigen Abſtimmungen entſcheiden an ſich nichts, und daraus folgt, 
daß wir, um freie Bewegung zu erhalten, interimiſtiſch ſelbſt ſolche An⸗ 
träge akzeptiren können, die wir für unzuläſſig halten. (Hört! Hört!) 
Das iſt die Nutzanwendung deſſen, was ich vom Abg. Richter gelernt 
habe. Jetzt komme ich zur heutigen Diskuſſion, und da muß ich 
geſtehen, wenn die Sache nicht ſo ernſt und für die Kirche ſo wichtig 
wäre, ſo würde ich zu meinen Freunden ſagen, laſſet uns 
ehen, ſchüttelt den Staub von euren Füßen, bier iſt keine 

telle für uns. Herr v. Bennigſen, den der Miniſter wahrſcheinlich 
wegen ſeiner Schlußworte für ſehr ſtagtsmänniſch hält, Dr. Gneiſt, 
v. Zedlitz und Virchow haben in einem Tone geſprochen, der jede ver⸗ 
ſöhnliche Abſicht ausſchließt; Herr v Bennigſen hat es nicht verſchmäht, 
an die L idenſchaften zu appelliren. Die Herren glauben, daß die öffent⸗ 
liche Meinung ihnen zur Seite ſtehe. Es iſt ja ſchwer zu ſagen, was 
die öffentliche Meinung iſt, wenn ich aber über dieſelbe zweifelhaft war, 
ſo bat das Auftreten der Herren mir den Beweis geliefert, daß nicht 
die öffentliche Meinung ſie beſtimmt, ſondern daß ſie verſuchen, auf die 
öffentliche Meinung einzuwirken. Dr. Gneiſt und Dr. Virchow haben 
in allergehäſſigſter Form den Gegenſatz zwiſchen Proteſtaten und Ka⸗ 
tholiken hervorgehoben. (Unruhe links.) Das war ein Appell an die 
proteſtantiſchen Maſſen, die nicht wiſſen, um was es ſich handelt. Sie 
werfen der katholiſchen Kirche Intoleranz vor! Ja wohl, ſie iſt intole⸗ 
rant, weil fie glaubt, im Beſitz der Wahrheit zu ſein. (Große Unruhe 
links, laute Unterbrechungen.) Herr Präſident, ich bitte um Schutz ge⸗ 
gen dieſe Leute. (Große Heiterkeit.) Sie glauben auch die Wahrheit 
zu haben. (Rufe: Nicht allein!) Wer zweifelt daran? Zwei Wabrhei⸗ 


5 ne es nicht, der Streit über dieſelbe muß innerhalb der Grenzen 
er 

Welt geltend machen, thun 
Weltherrſchaft. Der Staat muß beiden Konfeſſionen vollſtändig freie 
Bewegung laſſen. In Deutſchland ſind beide Konfeſſionen gleichberech⸗ 
tigt, das iſt der Boden, den wir feſthalten wollen. Die abweichenden 
Meinungen innerhalb der einzelnen Kirchen werden auf dem Wege 
der Wiſſenſchaft entſchieden. Gerade die Profeſſoren kämpfen, wie 


Liſſenſchaft geführt werden. Wir wollen unſere Wahrheit für die 
Sie es auch; das iſt der Kampf um die 


wir an Dr. Gneiſt und Virchow geſehen haben, mit einem Eifer, 
de ) 0 0 Glauben. Auf den 
Schulen ſteckt das Gift. (Abg. Richter ruft: Es lebe die Dumm⸗ 
heit!) Abg. Windthorſt fährt fort: Ich glaube, das verdient 


einen Ordnungsruf. — Präſident v. Köller: Es werden häufig 
Zwiſchenrufe laut, N 


N ich halte dieſelben auch für berechtigt, einzelne 
Redner lieben es ja auch, beſonders auf dieſelben zu antworten, zu 
einem Dialog darf das aber nicht ausarten. (Abg. Windthorſt: 
Nicht gegen die Iwiſchenruſe an ſich, ſondern gegen ungeeignete 
Zwiſchenrufe habe ich um Schutz gebeten.) Präſident v. Köller: 
Bitte, fahren Sie jetzt in Ihrer Rede fort. (Heiterfeit.) — Nedner 
fährt fort: Es iſt eine ausgemachte Sache, daß die Univerſitäten die 
Brutſtätten des Kulturkampfes ſind. Virchow meint, daß man Freiheit 
eben müſſe, wo es ſich um Dogmen handelt, nicht aber in Bezug auf 
Inſtitutionen, die nicht auf Dogmen beruhen. Die Inſtitution der 
iſchöfe beruht auf einem Dogma, der Papſt iſt 5 8 des 
des Herrn, er iſt der Träger der 

: „Der Herr Juſtizminiſter hat die Gründe, warum die 
geſetzlichen Ermächtigungen zur Zu ückberufung der Biſchöfe nöthig 
ſeien, weitläufig auseinandergeſetzt. Wir ſind gewöhnt, von dem Herrn 
Miniſter die ſcharſſinnigſten Deduktionen zu hören, ſeine heutigen ver⸗ 
dienen aber dieſes Prädikat nicht. Es bedurfte nicht des Hinweiſes auf 
das jus eminens der Begnadigung des Souveräns, es iſt der Ausdruck 
der königl. Macht: die Strafe und ihre Folgen voll und ganz zu tilgen. 
Auf keinen Fall ſteht in der Verfaſſung ein Wort, das den Monarchen 
hindert, die Biſchöfe voll und ganz zu begnadigen. und da wird der 
Herr Miniſter zugeſtehen müſſen, daß mit der Begnadigung auch alle 
Folgen der Verurtheilung 9 4 5 Die Erledigung des Biſchofs⸗ 
75 iſt die Folge eines rechtlichen Strafurtheils, folglich kann der 
Wiedereintritt in das Amt durch die königliche Begnadigung ausge⸗ 
ſprochen werden, um jo mehr als für die kirchlichen Behörden die Er⸗ 
ledigung nie beſtanden hat. Ich dächte das iſt luce clarius. Wird 
der Artikel alſo verworfen, fo it die Regierung gar nicht gehindert, die 
Begnadigung voll und ganz eintreten u laſſen. 2 muß aber geſtehen, 
daß die Regierung durch die 5 des Juſtizminiſters ſelbſt 
eine Barriere errichtet hat, deren Beſeitigung nothwendig iſt. Wenn 
man an die Ausübung des Gnadenrechts der Zurückberufung der Biſchöſe 
Bedingungen knüpft, jo iſt das ein evidenter Verſuch, das jus eminens 
der Begnadigung in unzuläſſiger Weiſe zu beſchränken. ( e 
Die Angriffe auf den Erzbiſchof von Köln und den Kardinal Ledochowski 
ſollten die freie Entſchließung der Majeſtät beſchränken und eine 
öffentliche Meinung künſtlich erzeu en. Nachdem ein Herr, der ſich 
zur Heerfolge des Fürſten Bismarck bekannt, in einer ſo maßloſen Weiſe 
gegen dieſe ehrwürdigen Greiſe ſich ergangen hat, muß ich meines Theils 
meine und meiner Freunde und der ganzen katholiſchen Bevölkerung 
und aller honetten Proteſtanten (Obo!) Meinung e ed e 
daß dieſe Invektiven durchaus nicht begründet ſind; für mich und meine 
Freunde ſind dieſe Herren die ehrwürdigen Zeugen für die Wahrheit, 
die modernen Märtyrer (Heiterkeit) in dem Kampfe gegen den moder⸗ 
nen Unglauben. Die Biſchöfe haben den Geſetzen, welche ſie in ihrem 
Gewiſſen nicht anerkennen können, paſſiven Widerſtand entgegengeſetzt, 
und wenn fie dafür vom Auslande freundliche Zurufe bekommen, jo 
nehmen ſie ſie dankend an. Das nennen wir keine Agitation, und auch 
v. Bennigſen ſollte das nicht thun, denn er weiß ja als Prä⸗ 
ſident des Nationalvereins recht gut, was eigentlich Agitatieon 
iſt, und wie loyal es damals war, die Zurufe der De⸗ 
mofraten der ganzen Welt entgegenzunehmen. (eiterkeit links.) 
Erzbiſchof von Köln will man nicht zurückberufen, 
den Oberbürgermeiſter von Köln, der im politiſchen 
Kampfe verurtheilt war, hat man zurückgerufen und zu hohen 
Aemtern gelangen laſſen. (Zuruf: Er war doch vorher nicht im Amt!) 
Bei Kirchenfürſten iſt es eine andere Sache. Wenn man den Frieden 
will, dann ſoll man die geeigneten Mittel anwenden und es würde 
keinen ſchöneren, das katholiſche Volk tiefer erfaſſenden Einduck geben, 
als wenn der Kölner Dom im September (Aha!) in Gegenwart des 
Kaiſers und des Gau o von Köln eingeweiht wird. Freilich wer 
eine advokatiſche Politit treibt, kann ſolche großen Geſichtspunkte nicht 
begreifen ; in dieſem Falle muß ich anerkennen, daß die Stamsregierung 
eine ſolche großartige Auffaſſung gehabt hat. Aber es geht häufig ſo, 
ſo große Konzeptionen werden von den Kleinen nicht ver 
ſtanden; und es zeigt ſich auch hier, daß man die Geiſter 
leicht heraufbeſchwört, als wieder bannt. (Sehr richtig! im 
Zentrum.) Wenn Artikel 4 nicht darin bleibt, ſo hat das Geſetz 
keine Bedeutung. Das hat der Miniſter bis jetzt wenigſtens aner⸗ 
kannt; ob es dabei bleiben wird, werden wir ſehen, wenn er aus der 
Reſerve heraustritt. Wenn eine Fraktion, die den intimſten Rath des 
Neichskanzlers, der 5 berichtet und Aeußerungen hört, der ſich 
ſelbſt einmal als den Notenhalter bezeichnet hat (Heiterkeit), in ihrer 
Mitte hat, in dieſer Weiſe ſich verhält, wenn der Reichskanler in 
ſeinen Depeſchen dunn dag dente nicht an den Ernſt der Kurie, Fri 

a8 


: . ‚em N ieden 
zu machen, weil man entrum nicht bändigt, jo ſage ich, ich glaube 


Den 
aber 


nicht an den Ernſt des Reichskanzlers, ſo lange er die freikonſervative 
rtei nicht bändigt (Heiterkeit). Hinter der Anzeigepflicht wollen die 
en nur ihre Unzufriedenheit verbergen; Gneiſt ſetzte auseinander, 
daß es mit der Anzeigepflicht gar nichts auf ſich habe; überall will der 
Staat ſeine Hand im Spiel haben, er will die Geiſtlichen auf den 
Staatsſchulen, auf denen es ſo zugeht, wie ein Erlaß des 
Kultus⸗Miniſters es darſtellt, und Univerſitäten bilden, ſie müſſen 
ſich einem Kulturexamen in den Wiſſenſchaften unterwerfen, die haupt⸗ 
ſächlich benutzt werden, um den Zöglingen den letzten Reſt poſitiven 
Glaubens auszutreiben, und dann müſſen fie ſtets beim Ober⸗ 
äſtdenten benannt werden, wenn fie in ein Amt kommen. 
Warum haben Sie denn ein ſolches Mißtrauen gegen Ihren Heer⸗ 
führer, daß Sie ihn durch dieſe Klauſel binden zu müſſen glauben. 
(Ruf: Er kann ſterben!) In dem Jahr doch wohl nicht, wo dieſes 
Geſetz gilt, denn auch die Friſtbeſtimmung haben Sie nicht zu unſeren 
Gunſten, ſondern zur Kontrolle des Fürſten Bismarck hineingebracht. 
Dieſe Klauſel iſt alſo antimonarchiſch und antibismarckiſch. Die In⸗ 
terpretation, welche ihr der Abg. von Zediik gegeben hat, beweiſt, daß 
es ſich hier um Anerkennung der gang ai 1 0 handelt; ſie iſt 
kein Formale im Gneiſt'ſchen Sinne. it dieſer Klauſel im Artikel 
1 und 4 ſtimmen wir gegen das ganze Geſetz (Abg. Lauenſtein: 
Interimiſtiſch!) Nein, definitiv. Sie werden zwar deſto ſtärker 
auf Annahme der Klauſel dringen, ich hoffe aber auf ihre Ablehnung 
in dritter Leſung; deshalb werde ich mich in zweiter Leſung trotz An⸗ 
nahme des Antrages Sedli Fir. das große rinzip der Rückführung 
der Biſchöfe ausſprechen. Wird in dritter Leſung die Klauſel beibehal⸗ 
ten, ſo ſtimme ich in der Schlußabſtimmung gegen das ganze Geſetz. 
(Beifall im Zentrum.) Der 
Nach dem Schluß der Diskuſſion verwahrt fich Abgeordneter 
Virchow perſönlich gegen den Vorwurf Windthorſt's, er habe in 
gehäſſiger Weiſe die katholiſche Kirche angegriffen. Das Gehäſſige habe 
in den Thatſachen, nicht in ſeiner Darſtellung gelegen. Dagegen habe 


Windthorſt ſeine und Gneiſt's Stellung als Profeſſoren zu einem ge⸗ 
bäffigen ne die Schulen benutzt. 5 8 

9; v. Jandzewski erklärt, daß die Abſtimmungen der 
Polen bis zur Schlußabſtimmung über die ganze Vorlage nur als 
eventuelle zu betrachten ſind. 

In der Abſtimmung wird darauf der Antrag Brüel gegen 
die Summen des Zentrums abgelehnt, dagegen der Antrag 
Stengel angenommen (Für denſelben ſtimmen die Frei⸗ 
konſervativen, ein Theil der Konſerpativen, die Nationalliberalen mit 
Ausnahme Gneiſts und die Fortichrittspartei; gegen denſelben das 
Zentrum und ein Theil der Konſervativen, ferner die Abgg. Dr. 
Loewe, Berger, Falk) Schließlich wird Art. 4 mit dem An⸗ 
trage Stengel in namentlilcher Abſtimmung mit 252 gegen 150 


Stimmen angenommen. N 5 + 
Dafür auen Zentrum, Polen, Konſervative und Freikon⸗ 
ſervative mit Ausnahme der freikonſervativen Abgeordneten Spangen⸗ 


berg, von Tiedemann, Dr. Wehr, von Dziembowski, Ludendorf, Vo⸗ 
pelius, die konſervativen Abgg, von Meyer (Arnswalde), von Putt⸗ 
kamer, Graf zu Eulenburg, Bitter, v. Kamecke und der Abg. Hobrecht; 
dagegen ſtimmen die Nationalliberalen und die Fortſchrittspartei. 
Abg. Schellwitz enthält ſich der Abſtimmung. 

chluß 51 Uhr. Nächſte Sitzung: Dienſtag 11 Uhr. (Fort⸗ 
ſetzung der heutigen Berathung.) 

Verantwortlicher Redakteur: 9. Bauer in Polen. — 

Für den Inhalt der folgenden Mictheilungen und Inſerare 
übernimmt die Redaktion keine Verantwortung. 
. . A ENGEN, 

Telegrapyiſche Sörſenberichte. 
Fonds ⸗Courſe. 
Frankfurt a. M., 21. Juni. (Schluß⸗Courſe.) Feſt. 
Lond. Wechſel 20.485 Pariter do. 80,97. Wiener do. 173,95. K.⸗M. 


Berlin, 21. Juni. Die Vorwoche hatte in günſtiger Stimmung 
verhältnißmäßig hoch geſchloſſen; die auswärtigen Börſen lehnten ſich 
allerdings an deſe Beſſerung an und ſetzten ihrerſeits die Notirungen 
entſprechend herauf, boten aber keine genügende Anregung für eine 
Fortſetzung der Hauſſe. Dieſe ward an der hieſigen Börſe ſofort von 
einigen größeren Spekulanten in die Hand genommen, und Franzoſen 
und ruſſiſche Anleihen unter ſehr lebhaftem Treiben heraufgeſetzt und 
in größten Summen gehandelt. Franzoſen zogen auf die Nachrichten 
von den Bauten der Staatsbahn 9 M. an, ruſſiſche Anleihen, unter 
denen ſich neueſte u. Orientanleihen der beſten Beachtung erfreuten, etwa 


Zonds- u. Aktien=Börfe, [Pr 93.1105 


IV. 
Berlin, den 21. Juni 1880. 
Breufiiche Sonde: und Geld: 


Courſe 
Conſol. Anleihe 

do. neue 1876 
Staats⸗Anleihe 
Staats⸗Schuldſch. 
Od.⸗Deichb.⸗Obl. 
Berl. Stadt⸗Obl. 


do. do. 
Schldv. d. B. Kfm. 

Pfand brie fe: 
Berliner 


do. 
Landſch. Central 
Kur⸗ u. Neumärk. 
} eue 
do. 970 05 


do. neue 
N. Brandbg. Cred.“ 


5 1102,25 
44/105,50 bz G 


f 112,70 bz 


34 97,25 bz 
43 

4403,60 b3 
34| 94,30 DB 
441102,00 B 


5 108,60 bz G 
43.103,80 bz 


Ausländiſche Fonds. 
Amerik. rckz. 1881 6 
d do. 1885 6 


i { D. . 
Dimeeubiihe 820 b. 8] do. Vds, (und) 15 100.00 @ 
= 0 g e ee 
. 5 ewyork. Std.⸗Anl. 

un IR 2 8 5 Deſterr. Goldrente 1 77,60 bz 
75 bz G ap.⸗Rente 4 64.00 bz 
fe e G ilber⸗Rente 4 64,30 bz 
e eee eee 
8 O. Er. a — 3 3 

a do. Lott⸗A. v. 1800 5 127,7 b 

0. Dee A. u. C. 4 do. v. 1864 — 1312,50 
f e 31 92,50 G 


Weſtpr. ritterſch. 
do. 


do. x 

do. II. Serie 5 
; 8 neue 4 

35 4103,40 G 


do. 
Rentenbriefe: x 
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